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2. der Handelnde in seinem Verantwortungsbereich zur Er­
zielung neuer wissenschaftlich-technischer Leistungen 
und Ergebnisse Forschungs- oder Entwicklungsarbeiten 
oder technisch-ökonomische Experimente durchführte 
und trotz Beachtung des wissenschaftlich-technischen 
Entwicklungsstandes und verantwortungsbewußter Ab­
wägung der Entscheidungserfordernisse und -bedingun- 
gen einen wirtschaftlichen Schaden verursachte (For­
schungs- und Entwicklungsrisiko).

§170
Verletzung der Preisbestimmungen

(1) Wer einen höheren als den gesetzlich zulässigen Preis 
fordert oder vereinnahmt und dadurch für sich oder andere 
einen erheblichen Mehrerlös beabsichtigt oder erlangt, wird 
mit öffentlichem Tadel, Geldstrafe, Verurteilung auf Bewäh­
rung oder mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren bestraft.

(2) Ebenso wird bestraft, wer fahrlässig einen höheren als 
den gesetzlich zulässigen Preis veranlaßt oder vereinnahmt 
und dadurch für sich oder andere einen erheblichen Mehrer­
lös herbeiführt oder erlangt.

(3) In schweren Fällen vorsätzlicher Verletzung der Preis­
bestimmungen wird der Täter mit Freiheitsstrafe von einem 
Jahr bis zu acht Jahren bestraft. Ein schwerer Fall liegt ins­
besondere vor, wenn der Täter für sich oder andere

1. einen besonders hohen Mehrerlös herbeigeführt oder er­
langt hat;

2. unter wiederholter Verletzung der Preisbestimmungen 
einen erheblichen Mehrerlös herbeigeführt oder erlangt 
hat.

(4) Der Mehrerlös ist feinzuziehen. Werden berechtigte 
Rückforderungsansprüche geltend gemacht, ist die Erstattung 
an den Geschädigten anzuordnen.

(5) Wer eine ihm obliegende Pflicht zur Führung des Nach­
weises über die Zulässigkeit und das Zustandekommen der 
von ihm berechneten Preise (Preisnachweispflicht) verletzt 
und dadurch vorsätzlich verursacht, daß die Einhaltung der 
gesetzlich zulässigen Preise nicht festgestellt werden kann, 
wird mit öffentlichem Tadel, Geldstrafe, mit Verurteilung 
auf Bewährung oder mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren 
bestraft.

A n m e r k u n g  :
Andere Verstöße gegen das Preisrecht können als Ord­

nungswidrigkeit verfolgt werden.

§ 171
Falschmeldung und Vorteilserschleichung

Wer als Staatsfunktionär, als Leiter oder leitender Mitar­
beiter eines wirtschaftsleitenden Organs, eines Kombinates 
oder Betriebes im Rahmen seiner Verantwortung wider bes­
seres Wissen in Berichten, Meldungen oder Anträgen an 
Staatsorgane oder wirtschaftsleitende Organe oder Kombi­
nate unrichtige oder unvollständige Angaben macht oder wer 
dies veranlaßt oder wer als Mitarbeiter eines Staatsorgans 
oder wirtschaftsleitenden Organs, eines Kombinates, oder 
eines Betriebes durch Täuschung der Verantwortlichen un­
richtige oder unvollständige Angaben in Berichten, Meldun­
gen oder Anträgen an die genannten Organe bewirkt, um

1. Straftaten oder erhebliche Mängel zu verdecken;
2. Genehmigungen oder Bestätigungen für wirtschaftlich 

bedeutende Vorhaben zu erlangen;
3. zum Nachteil der Volkswirtschaft erhebliche ungerecht­

fertigte wirtschaftliche Vorteile für Betriebe oder Dienst­
bereiche zu erwirken,

wird mit öffentlichem Tadel, Geldstrafe, Verurteilung auf 
Bewährung oder mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren be­
straft'.

§172

Unbefugte Offenbarung und Erlangung 
wirtschaftlicher Geheimnisse

(aufgehoben)

§173
Spekulation

(1) Wer
1. ohne Genehmigung oder unter Mißbrauch einer Geneh­

migung mit Waren, Erzeugnissen oder anderen Sachen, 
Berechtigungen oder Wertzeichen handelt;

2. für die Gewährung von Darlehen unangemessen hohe 
Zinsen fordert oder vereinnahmt (Zinswucher);

3. Rohstoffe oder Erzeugnisse in erheblichem Umfang über 
den persönlichen oder betrieblichen Bedarf hinaus auf­
kauft oder hortet,

um für sich oder andere unrechtmäßig einen erheblichen Ge­
winn oder sonstigen erheblichen Vorteil zu erlangen, wird 
mit Geldstrafe, Verurteilung auf Bewährung oder mit Frei­
heitsstrafe bis zu zwei Jahren bestraft.

(2) In schweren Fällen wird der Täter mit Freiheitsstrafe 
von einem Jahr bis zu acht Jahren bestraft. Ein schwerer 
Fall liegt insbesondere vor, wenn die Tat

1. in besonders großem Umfang oder wiederholt mit be­
sonders großer Intensität durchgeführt wird;

2. die Volkswirtschaft oder die Versorgung der Bevölkerung 
erheblich beeinträchtigt;

3. zusammen mit anderen ausgeführt wird, die sich unter 
Ausnutzung ihrer beruflichen Tätigkeit oder zur wieder­
holten Begehung von Spekulationsstraftaten zusammen­
geschlossen haben.

(3) Ist die Tatbeteiligung nach Absatz 2 Ziffer 3 von unter­
geordneter Bedeutung, kann der Täter nach Absatz 1 bestraft 
werden.

(4) Der Versuch ist strafbar.

A n m e r k u n g  :
Spekulativer Handel in anderen Fällen kann als Ordnungs­

widrigkeit verfolgt werden.

§174
Fälschung von Geldzeichen

(1) Wer gültige Geldzeichen (Noten oder Münzen) der Wäh­
rung der Deutschen Demokratischen Republik oder fremder 
Währungen nachmacht, um sie als echt zu verwenden, wird 
mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren, mit Verurteilung auf 
Bewährung oder mit Geldstrafe bestraft.

(2) Ebenso wird bestraft, wer
1. echten Geldzeichen durch Verfälschung den Anschein 

eines höheren Wertes gibt, um sie zu diesem Wert zu ver­
wenden;

2. aus dem Umlauf gezogenen Geldzeichen durch Verfäl­
schung den Anschein der Gültigkeit gibt, um sie als noch 
gültig zu verwenden;

3. nachgemachte oder verfälschte Geldzeichen sich beschafft 
oder einführt, um sie als echt, höherwertig oder gültig zu 
verwenden.

(3) In schweren Fällen der Geldzeichenfälschung wird der 
Täter mit Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jahren 
bestraft. Ein schwerer Fall liegt vor, wenn eine erhebliche 
Gefährdung des Geldverkehrs eintritt, insbesondere wenn 
wegen der Tat bestimmte Geldzeichen aus dem Verkehr ge­
zogen werden müssen.

(4) Der Versuch ist strafbar.


